
 

 

 

Dringlicher Berichtsantrag 

Yanki Pürsün (Freie Demokraten), Marion Schardt-Sauer (Freie Demokraten)  
und Fraktion  
Gemeinnützigkeit der AWO Proserv gGmbH 

 
 

 
 

Seit Anfang des Jahres berichtet die Presse über Unregelmäßigkeiten bei der 

AWO Proserv gGmbH und widersprüchlichen Aussagen der AWO und ihrer 

Mitarbeiter. 

 

Vor diesem Hintergrund wird die Landesregierung ersucht, im 

Haushaltsausschuss (HHA) über folgenden Gegenstand zu berichten: 

 

1. Warum hat das Finanzamt Wiesbaden die Gemeinnützigkeit der AWO 

Proserv verweigert? 

2. Warum hat das Finanzamt Frankfurt die Gemeinnützigkeit der AWO 

Proserv bestätigt? 

3. Wusste das Finanzamt Frankfurt, dass die Gemeinnützigkeit in 

Wiesbaden abgelehnt wurde? 

4. Wie ist es zu beurteilen, dass die Gemeinnützigkeit einer gGmbH in 

einem Finanzamtsbezirk bestätigt wird und in einem anderen nicht? 

5. Wie stichhaltig ist die Anmeldung der AWO Wiesbaden einer gGmbH 

mit Sitz in Frankfurt bei Geschäftstätigkeit in Wiesbaden, wenn die 

Eintragung vorher in Wiesbaden gescheitert ist? 

6. Sind der Landesregierung weitere gemeinnützige Gesellschaften mit 

demselben Unternehmensgegenstand der AWO Proserv bekannt? 

7. Hat sich die AWO Proserv bislang als gemeinnützig erwiesen? 

8. Welche Geschäftstätigkeit der AWO Proserv ist der Landesregierung 

bekannt? 

9. Schätzt die Landesregierung es für zwingend notwendig ein, dass die 

AWO Wiesbaden zur Erfüllung des Unternehmensgegenstandes 

(Reinigungsarbeiten in Einrichtungen der AWO Wiesbaden) eine gGmbH 

mit Geschäftsführer und Dienstwagen gründen musste? 

10. Ist es naheliegend, dass die AWO Proserv der AWO Wiesbaden in 

Frankfurt just mit der Anschrift eingetragen wurde, die bei der 

Anmeldung in Wiesbaden aus dem Gründungsdokument gestrichen 

wurde? 

11. Ist es naheliegend, dass die AWO Proserv der AWO Wiesbaden in 

Frankfurt mit der Anschrift der AWO Protect der AWO Frankfurt 

angemeldet wurde? 

12. Wurde bei der Anmeldung geprüft, welchen Zugriff die AWO Proserv 

auf die angegebene Anschrift hatte? 

13. Wie naheliegend ist es, dass der Geschäftsführer der AWO Proserv von 

der AWO Protect bezahlt wurde? 

14. Was unternimmt die Landesregierung, um die Insolvenzmasse der AWO 

Protect zu erhöhen, z.B. um das unrechtmäßig ausbezahlte 

„Geschäftsführergehalt“? 

15. Liegt ein Jahresabschluss der AWO Proserv vor? 

16. Welche Konsequenz hat der fehlende Jahresabschluss? 
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Wiesbaden, 18. August 2020  
 
 

 

 
 
 
 
René Rock 
Fraktionsvorsitzender 
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